
Suchergebnisse: DWK

1977 – Die DWK wird gegründet

Bundesrepublik Deutschland * Zwölf Energieversorgungsunternehmen und

Kernkraftwerksbetreiber gründen die Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von

Kernbrennstoffen (DWK). Sie erhält den Auftrag, eine große Wiederaufarbeitungsanlage in der

Bundesrepublik zu planen und zu errichten.

28. Oktober 1981 – Wackersdorf kommt in die engere Standortauswahl

Wackersdorf * Die Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen (DWK)

bestätigt, dass Wackersdorf in die engere Auswahl möglicher Standorte aufgenommen ist. Ein

transparentes öffentliches Auswahlverfahren, in dem gleichwertige Alternativstandorte geprüft

und miteinander verglichen werden, findet nicht statt.

18. Februar 1982 – Die DWK beantragt das Raumordnungsverfahren

Regensburg * Die Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen (DWK)

beantragt bei der Regierung der Oberpfalz die Einleitung eines Raumordnungsverfahrens für eine

Wiederaufarbeitungsanlage im Taxöldener Forst bei Wackersdorf.

Oktober 1982 – Die DWK verspricht Tausende Arbeitsplätze

Wackersdorf * Die Bayerische Braunkohlen-Industrie stellt den Braunkohleabbau bei Wackersdorf

endgültig ein. Teile der ehemaligen Bergbauflächen und des überwiegend staatlichen Taxöldener

Forstes stehen damit potenziell für ein Großprojekt zur Verfügung.   Die Deutsche Gesellschaft

für Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen (DWK) stellt für die Bauphase rund 3.000

Arbeitsplätze in Aussicht. Das zunächst veranschlagte Investitionsvolumen beträgt mehrere

Milliarden D-Mark und steigt später auf etwa zehn Milliarden D-Mark.

1983 – Hans Schuierer ändert seine Haltung zur WAA
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Wackersdorf * Landrat Hans Schuierer steht der geplanten Wiederaufarbeitungsanlage zunächst

nicht grundsätzlich ablehnend gegenüber. Der Landkreis Schwandorf leidet unter einer der

höchsten Arbeitslosenquoten Deutschlands. Der Braunkohleabbau ist beendet, und auch der

Maxhütte droht die Schließung. Vor diesem Hintergrund erscheinen die von der DWK

versprochenen 3.600 Arbeitsplätze als große wirtschaftliche Chance für die Region.   Mit

zunehmender Beschäftigung mit dem Projekt ändert Schuierer seine Haltung und wird zu einem

entschiedenen Gegner der Anlage. Ausschlaggebend sind unter anderem Informationen über

radioaktive Ableitungen, Atomtransporte, mögliche Gefahren für das Wasser und den geplanten

rund 200 Meter hohen Abluftkamin. Dieser soll radioaktive Stoffe in großer Höhe ableiten und

weiträumig verteilen.

1983 – Die DWK bereitet das Projekt personell vor

Wackersdorf * Die Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen (DWK)

richtet Informationsstellen ein und beginnt, Beschäftigte sowie Auszubildende für die geplante

Wiederaufarbeitungsanlage einzustellen.

4. Februar 1985 – Die Standortentscheidung fällt für Wackersdorf

Wackersdorf * Die Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen (DWK)

entscheidet sich endgültig für Wackersdorf als Standort der geplanten

Wiederaufarbeitungsanlage. Das vorgesehene Betriebsgelände umfasst rund 120 Hektar.

11. Dezember 1985 – Die Rodung des Taxöldener Forstes beginnt

Wackersdorf * Nachdem der Bayerische Verwaltungsgerichtshof am Vortag einen Eilantrag

gegen den Sofortvollzug der Genehmigung zurückgewiesen hat, beginnt die DWK mit der

Rodung des Baugeländes im Taxöldener Forst. Ein massives Polizeiaufgebot sichert die Arbeiten

gegen Proteste und Besetzungsversuche. Damit beginnt die sichtbare Umsetzung des

WAA-Projekts.

April 1987 – Der Kampf um die öffentliche Meinung geht weiter

Wackersdorf - Schwandorf * Die DWK und ihre Tochtergesellschaften weiten ihre

Münchner Zeitensprünge Seite 2/4



Öffentlichkeitsarbeit für die Wiederaufarbeitungsanlage aus. Sie betreiben Informationszentren

auf dem ehemaligen BBI-Gelände und in Schwandorf, werben für die versprochenen

Arbeitsplätze und unterstützen örtliche Einrichtungen und Vereine. Das Sponsoring soll die

gesellschaftliche Akzeptanz des Projekts in der Region erhöhen.   Die WAA-Gegner setzen ihre

vielfältigen Protestaktionen fort. Ökumenische Andachten am Franziskus-Marterl,

Sonntagsspaziergänge zum Bauzaun, Blockaden, Kulturveranstaltungen und

grenzüberschreitende Aktionen halten den Widerstand öffentlich sichtbar. Der Konflikt wird damit

zunehmend auch als Kampf um Zustimmung, Deutungshoheit und gesellschaftlichen Einfluss

geführt. 

26. Januar 1988 – Antrag auf die zweite Teilerrichtungsgenehmigung

München-Bogenhausen * Die Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von

Kernbrennstoffen (DWK) beantragt beim Bayerischen Staatsministerium für Landesentwicklung

und Umweltfragen die zweite atomrechtliche Teilerrichtungsgenehmigung für die WAA. Sie betrifft

den weiteren Ausbau der Anlage, insbesondere das Hauptprozessgebäude und Änderungen am

ursprünglichen Baukonzept. Der Antrag führt zu einer erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung mit der

Auslegung des Sicherheitsberichts und einem weiteren Erörterungstermin.

11. Juli 1988 – Erörterung der Einwendungen beginnt

Neunburg vorm Wald * In der Stadthalle von Neunburg vorm Wald beginnt der öffentliche

Erörterungstermin zur zweiten atomrechtlichen Teilerrichtungsgenehmigung. Vertreter der

Genehmigungsbehörde und der DWK treffen auf Einwender, Rechtsanwälte, Sachverständige,

Bürgerinitiativen sowie Vertreter deutscher und österreichischer Kommunen und Behörden.   Im

Mittelpunkt stehen unter anderem die Strahlenbelastung, mögliche radioaktive Ableitungen, die

Gefährdung des Grundwassers, die Erdbebensicherheit und der Schutz vor Flugzeugabstürzen.

Das Verfahren findet unter großem Medieninteresse und strengen Sicherheitsvorkehrungen statt.

11. April 1989 – VEBA setzt auf die französische Alternative

Düsseldorf - La Hague * VEBA, einer der wichtigsten Anteilseigner der DWK, bestätigt öffentlich

Gespräche über eine Zusammenarbeit mit dem französischen Nuklearkonzern Cogema.

Vorgesehen ist eine Beteiligung an der Wiederaufarbeitungsanlage UP3 in La Hague. Cogema

bietet an, deutsche Brennelemente dort ab 1999 aufzuarbeiten.   Das französische Angebot
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erscheint den Energieversorgungsunternehmen deutlich günstiger und schneller verfügbar als die

Fertigstellung der WAA Wackersdorf. Mit der französischen Alternative verliert das bayerische

Bauprojekt seine wirtschaftliche Grundlage. Die Ankündigung gilt deshalb als entscheidender

Schritt auf dem Weg zum endgültigen Baustopp. 

Mai 1989 – Energiewirtschaft gibt Wackersdorf auf

Bundesrepublik Deutschland * Die an der DWK beteiligten Energieversorgungsunternehmen

entscheiden sich, die Wiederaufarbeitungsanlage Wackersdorf nicht weiterzuverfolgen.

Ausschlaggebend ist ein Zusammenwirken wirtschaftlicher, rechtlicher und politischer Faktoren:

Die geschätzten Baukosten steigen auf rund zehn Milliarden DM, die Genehmigungs- und

Gerichtsverfahren verzögern das Projekt, und eine Inbetriebnahme erscheint frühestens 1998

möglich. Hinzu kommen der anhaltende Widerstand in der Bevölkerung und die politische

Unsicherheit.   Das Angebot der französischen Cogema, deutsche Brennelemente ab 1999 in La

Hague aufzuarbeiten, ist schneller verfügbar und deutlich günstiger. Damit entfällt aus Sicht der

Energieversorgungsunternehmen die wirtschaftliche Notwendigkeit einer eigenen deutschen

Wiederaufarbeitungsanlage. Die Entscheidung bereitet den offiziellen Baustopp am 31. Mai 1989

vor.

31. Mai 1989 – Baustopp - das Ende der WAA Wackersdorf

Wackersdorf * Die DWK-Wiederaufarbeitungsanlage Wackersdorf GmbH (DWW), die

Projektgesellschaft der DWK, stellt die Bauarbeiten auf dem WAA-Gelände offiziell ein. Zugleich

verzichtet sie darauf, den Sofortvollzug der ersten Teilerrichtungsgenehmigung weiter in

Anspruch zu nehmen. Das Haupttor der Baustelle wird symbolisch geschlossen.   Nach

jahrelangen Protesten, gerichtlichen Auseinandersetzungen und steigenden Kosten ist das

WAA-Projekt damit praktisch beendet. WAA-Gegner versammeln sich am sogenannten Roten

Kreuz und feiern den Baustopp zunächst noch mit vorsichtiger Freude. Der 31. Mai 1989 gilt als

entscheidender Schlusspunkt der WAA Wackersdorf; die bundespolitische Absicherung folgt am

6. Juni. 
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